
 

 

Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt 

Regierungsratsbeschluss vom 13. August 2013   

 

P131196 Verordnung betreffend Vollzug der eidgenössischen Verordnung über die 
Einschränkung der Zulassung von Leistungserbringern zur Tätigkeit zulas-
ten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung (Zulassungs-
Einschränkungs-Verordnung) 
 

 
://: 1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Entwurf der Ver-

ordnung betreffend Vollzug der eidgenössischen Verordnung über 
die Einschränkung der Zulassung von Leistungserbringern zur Tä-
tigkeit zulasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung 
(Zulassungs-Einschränkungs-Verordnung). 

2. Sie wird sofort wirksam 

 

Begründung 

Aufgrund der starken Zunahme von Zulassungen für Ärztinnen und 
Ärzte zur Tätigkeit zulasten der obligatorischen Krankenpflegeversiche-
rung (OKP) seit Auslaufen der Zulassungseinschränkung Ende 2011, 
ist per 5. Juli 2013 gemäss dringlichem Bundesrecht eine neue Zulas-
sungseinschränkung schweizweit in Kraft getreten. Die bundesrätliche 
Umsetzungsverordnung lässt den Kantonen bei der Anwendung der 
Zulassungseinschränkung einen grossen Handlungsspielraum. Der 
Kanton Basel-Stadt setzt die Zulassungseinschränkung um. Aufgrund 
der bundesrechtlichen Vorgaben sind Ärztinnen und Ärzte, welche 
mindestens drei Jahre an einer anerkannten schweizerischen Weiter-
bildungsstätte gearbeitet haben, von der Zulassungseinschränkung 
generell ausgenommen. Obschon die Bundesverordnung in den Kan-
tonen direkt anwendbar ist, ist zur konkreten Ausgestaltung der Erlass 
einer kantonalen Vollzugsverordnung erforderlich. Der Regierungsrat 
hat den Entwurf einer neuen Zulassungs-Einschränkungs-Verordnung 
genehmigt und per sofort für wirksam erklärt. 
 

                                                                                            


